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Telegraphiſche Depeſchen der Breslauer Zeitung. 

Paris, 10. April, Nachmittags 3 Uhr. Die 3pGt, Rente eröffnete zu 
74 und ſank durch ſtarke Gewinn⸗Realiſirungen auf 73, 65. Es hieß, der 
morgende Bankſtatus würde günftig fein, worauf die Zp t. Rente auf 73, 90 
ftieg und ziemlich feſt zur Notiz ſchloß. Conſols von Mittags 12 Uhr und 
von Nachmittags 1 Uhr waren gleichlautend 93% gemeldet. — Schluß: 


Courſe: 
3pGt, Rente 73, 85, 4½ pCt. Rente 92, 30. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 
Silberanleihe 90. Oeſterr. 


1712. 3p6t,. Spanier 40. IpEt. Spanier —. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien Bar. 3 e 
London, 10. Xpril, Nachmittags 3 uhr. Conſols 93%. | 
Wien, 10. April, Nachmittags 12 Uhr 45 Minuten, Fonds und Aktien 
feſt, Valuten etwas höher. i 5 
Silber⸗Anleihe 89. Spt. Metall. 86 /, 4½ t. Metalliqueb 77%. 
Bank⸗Aktien 1134. Nordbahn 309. Centralbahn 100. Eliſabetbahn 110, 
1839er Looſe 135. 1854er Looſe 110. National⸗Anlehen 87. Oeſterr. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 201. Bank⸗Int.⸗Scheine 388. Gre: 
dit⸗Akt. 338. London 10, 03. Augsburg 101%. Hamburg 74%. Paris 
119%. Gold 5½. Silber 2. 
ranffurt a. M., 10, April, Nachmittags 2 uhr. Lebhafter Um- 
ſatz. Oeſterreichiſche Staats⸗Eiſenbahn⸗ und Bank⸗Aktien höher; andere öſter⸗ 
reichiſche Fonds und Aktien in matter Haltung. — Schluß⸗Courſe: 
iener Wechſel 118%. pt. Metalligues 85 ½, 4 pCt. Metalliques 
76%. 1854er Looſe 108%. Defterreih. National⸗Anlehen 86 ½. Oeſterr.⸗ 
a Staats⸗Eiſenb.⸗Akt. 310. Oeſterreichiſche Bank⸗Antheile 1338. 
efterreichifche Eredit⸗Aktien 192 
amburg, 10. April, Nachmitt. 24 Uhr. Börſe matt bei ſchwachem 
Geſchaͤft. — Schluß⸗Courſe: a 
Oeſterreich. Looſe 110. Oeſterreich. Eredit⸗Aktien 175—173. Oeſterreich. 
Eiſenbahn⸗Aktien 925. Wien —. 55 
amburg, 10. April. Getreidemarkt. Weizen loco einige Thaler 


niedriger, fonft stil. Roggen flau, ab Petersburg 78 angeboten. Oel pro 
Mai: pro Stieber 255. flau, ab Pe tg 9 p | 
on 


Telegraphiſche Nachrichten. 

el, 3. April. Alle Anſtalten werden getroffen, um die 

— — aus der Krim zurückzuziehen; desgleichen . die türki⸗ 
e Armee aus Mingrelien zurückgezogen werden. Handelsſchiffen unter ruf: 
u Flagge ift das Auslaufen aus ruſſiſcheu, bisher blokirten Häfen ge⸗ 
worden. Fürſt Callimachi begiebt ſich eheſtens auf feinen Gefandt- 

cha 


poſten r nuch 

erona, 8. April. Auch die Regierungen von Parma und Mod : 
ben dem Vernehmen nach der itakienifchen 6 5 5 
meſſene Zinſengarantie zugeſtanden. 


— 


entralbahngeſellſchaft eine ange⸗ 


Genua, 7. April. Die hieſige Handelskammer beabſichtigt ſich bei dem 
Unternehmen des Suezkanals mit 10 Mill. Lire zu betheiligen. Die Intereſ⸗ 
en der en des unterſeeiſchen Telegraphen * Algerien ſind auf 5% er⸗ 


orden. 
deere, 10. April. Der heutige „Moniteur“ enthält ein Dekret, welches 


ordnungen, die die Ausfuhr von Kriegsgegenſtänden unter: 

— Le e eee ſagt, daß keiner der Bevollmächtigten Paris 

8, ffen wird, bevor die Ratifikationen ausgewechſelt fein werden. — Seit 

wird das Journal „Le Nord“ hier ausgegeben. — Die 3% wurde ge⸗ 
ern Abend auf dem Boulevard zu 74,15 gehandelt. ; 

London, 10. April. Die heutige „Morning⸗Poſt“ widerlegt das Ge: 
rücht, als ſtehe der Admiral Lyons im Begriff, Lord Stratford als Geſand⸗ 
ten in Konſtantinopel zu erſetzen. Lyons werde vielmehr das Kommando im 
Mittelmeer wieder übernehmen, und Lord Stratford behalte ſeinen alten 


Poſten. f 
Kopenhagen, 9. April. Bei der heutigen erſten Behandlung des 
von Scheel⸗Pleſſen ꝛc. geſtellten Antrages, betreffend die Geſammtverfaſſung, 
En unt der Baron Scheel⸗Pleſſen, Miniſter von Scheele, Kammerherr Hol⸗ 
n und Etatsrath Mourier. Letzterer wurde zweimal zur Ordnung gerufen. 


Preußen. 

Berlin, 10. April. [Amtliches.] Se. Maſeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht: den bisherigen Ober⸗Regierungsrath und 
Abtheilungs⸗Dipigenten bei der Regierung zu Liegnitz, Freihrn. v. Zed⸗ 
litz⸗Neukirch, zum Polizei-Präſidenten Allerhöchſtihrer Haupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Berlin zu ernennen; ſowie dem Bürgermeiſter Glubrecht 
zu een den Titel als Ober⸗Bürgermeiſter der daſigen Stadt 
zu verleihen. i 

Dem bisher bei der königlichen Regierung zu Aachen angeſtellten 
Regierungsrath Matzerath iſt die Stelle des vom Staate zu ernen⸗ 
nen den Mitgliedes der 5 der köln⸗mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
zu Köln übertragen worden. 

Der Kreis⸗Thierarzt Faller iſt aus dem Kreiſe Zell in die Kreis. 
Thierarztſtelle für die Kreiſe Ahrweiler und Adenau im Regierungs— 
Bezirk Koblenz verſetzt worden. ” 

53. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten, 10 Uhr Vormittags. 
en Graf Eulenburg eröffnet dieſelbe mit dem Bemerken, daß 
eine geftrige Erwiderung auf v. Sauckens Antrag durchaus keine perſön⸗ 
ihm de — un > habe, —＋ — mu ein alter on — 
5 tillſchweigen des Hauſes.) — Die Berathung de 5 
meindeordnung wird fortgeſetzt. Ein v. Auerswald ſches Amendement zu 
64 — Pemeindeordnung (Art 34) beantragt, daß der Gemeinderath nur 
olle . a konnen, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder zugegen 
ft. über — fol ftattfinden, wenn der Gemeinderath zum zweiten 
Fee e Bo en 
2 iſt. v. Auerswald un eliu 7 
genen en für a felbft feine Berechtigung fände; es ſei 
— i ia ei. 
zich Marc ard: wenn die Zyeilnabine an den fentlichen Amgelegen- 
heiten fo groß fei, wie ſtets behauptet wird, kann es nie dahin kommen, daß 
nicht zwei Drittel der Mitglieder, wie die Regierungs⸗Vorlage verlange, an⸗ 
wefend ſeien. — R egier⸗Kom miſſar begründet dieſe dahin, daß, wenn 
der Gemeinderath zweimal nicht beſchlußfähig fei, er dadurch zu erkennen 
ebe, daß er die Entſcheidung dem Landrathe überlaffen wolle. — Berger 
be daß in wan „und . ad wal en Verhandlungen nicht 
itglieder 8 
ig Kathuflas, Die Oppofition gegen dieſe Vorlage ſei grundlos; 
Graf S wer in widerlegt dies; die Regierung wolle die von ihr vorge⸗ 
oe Gene ung ar beibehalten, — — ihr eine bequeme Handhabe fei, 

ie nde iten einzu . R 
5 . enen @6 — 5 der Srbeſlien, 8 inzap — Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung mögli bhängig vom Landrathe uſtellen. In an⸗ 
deren Provinzen wo ex. 5 Die er des Landrathes fei 
überall eine gute geweſen. 5 

Miniſter des Innern: Die Zuſammenberufung des Gemeinde ⸗Rathes 
am Din müſſe ſehr häufig erfolgen, da ergebe ſich oft eine gewiſſe Laß⸗ 
heit. Die Beſtimmung rege zu lebhafter Theilnahme an. 


Diergardt glaubt, daß dabei die Vielſchreiberel überhand nebmen werde. 

Das Amendement wird abgelehnt. 5 ? Dr: 

Im Art. 35 beantragt v. Auerswald, daß die Stimmenmehrheit bei 
den Beſchlüſſen des Gemeinde⸗Rathes lediglich nach der Zahl der Stimmen⸗ 
den feſtgeſtellt werden ſoll, während die Regierungs⸗Vorlage die nicht Mit⸗ 
ſtimmenden als nicht Erſchienene betrachtet wiſſen will. 

Reichenſperger (Geldern): Je ſtärker man den Einfluß des Landraths 
mache, um ſo franzöſiſcher und undeutſcher werde man die rheiniſche Ge⸗ 
meinde-Verwaltung machen. Man möge nicht jene Unterpräfekten böſen 
Andenkens ſchaffen, und die Kommunikation des Landrathes nicht als die 
allein ſeligmachende hinſtellen. - 

v. Wedelf: Das landräthliche Inſtitut fei weit Älter, als das der Unter: 
präfeften. Dieſe wurden ſelbſtſtändig von Paris ernannt, die Landräthe 
gingen aus freier Wahl hervor. f 

v. Auerswald: Man klage über die ſchlechte Lage der kleinen Beam⸗ 
ten, vermehre fie aber ſtets. 0 

Das Amendement wird mit 145 gegen 128 Stimmen abgelehnt. 

Graf Pfeil will zuſetzen, daß die Giltigkeit der Beſchlüſſe unabhängig 
ſei von der Zahl der Anweſenden. Es entſpreche dies einer Jahrhunderte 
alten Praxis. F 2 

Reichenſperger (Geldern) dagegen, weil fo etwas für das 19. Jahr: 
hundert nicht paſſe. Marcard ebenfalls dagegen, damit die geringe Zahl 
der Erſchienenen mit den Intereſſen der Ausbleibenden nicht machen könne, 
was ſie wolle. Das Amendement wird abgelehnt. 0 5 

Im Art. 36 beantragt v. Auerswald, daß der Gemeinderath die Oef⸗ 
fentlichkeit ſeiner Sitzungen beſchließen könne; Delius unterſtützt dies. 

Miniſter des Innern dagegen, aus den bereits bei der weſtfäliſchen 
Gemeinde⸗Ordnung entwickelten Gründen. Der were wird abgelehnt. 

Im ß 66 der Gemeinde⸗Ordnung follen die Beſchlüſſe von dem Vorſitzen⸗ 
den und allen Mitgliedern unterzeichnet werden; v. Auerswald beantragt: 
von dem Vorſitzenden und 3 Mitgliedern. Dies wird genehmigt, nachdem 
ſich der Miniſter des Innern damit ſchließlich einverſtanden erklärt hat. 

Im Art. 40 will v. Auerswald, daß ein Mitglied, wenn es häufig 
fehlt oder ſich un ebührlich beträgt, durch Beſchluß des Gemeinderaths mit 
Genehmigung der Anffichtöbehörde aus demſelben ausgeſchloſſen werden kann. 
Werlé, v. Eynern und Delius befürworten dies Amendement, das an⸗ 
genommen wird. . i E 

Nach Art. 71 der Gemeindeordnung ſoll ein Gemeinderath, wenn er in 
fortwährende Unordnung oder Parteiung verfällt, vom Könige aufgelöſt und 
die pflichtvergeſſenen Mitglieder theilweis oder ganz fuͤr die Wiederwahl un⸗ 
fähig erklärt werden können. v. Auerswald beantragt, dieſe Beſtimmun 
außer Anwendung zu ſetzen und dafür zu beſtimmen, daß durch köni 
Verordnung, auf Antrag des Staatsminiſterii, ein Gemeinderath oder eine 
Bürgermeiſterei⸗Verſammlung aufgelöſt werden kann. Die Neuwahl muß 
binnen 6 Monaten geſchehen und bis dahin die Geſchäfte durch vom Mini⸗ 
ſter des Innern beſtellte Kommiſſarien beſorgt werden. v. Bardeleben 
und Graf Schwerin dafür, Miniſter des Innern dagegen. 

Delius: Niemand ſolle ſeinem 8 Richter entzogen werden und 
nur der Richter habe über den Verluſt bürgerlicher Ehrenrechte zu entſchei⸗ 
den. Sollte dies in die Hände des Königs gelegt werden, ſo entſpreche dies 
Seiner erhabenen Stellung nicht. Reg.⸗Kommiſſar: Der Art. 71 ſei in 
der Rheinprovinz noch nie in Anwendung gekommen. Reichensperger: 
Das ſpreche gerade für das Amendement; es ſei außerdem unmöglich, die 
Begriffe „Unordnung“ und „Parteiung“ näher zu begrenzen. v. Auers⸗ 
wald erachtet jene Unfähigkeitserklärung einer Kriminalſtrafe gleich, die 
nicht von einer Verwaltungs⸗Behörde ausgeſprochen werden dürfe. Mini⸗ 
ſter des Innern: Es ſei hier von einem Eingriff in die richterliche Ge⸗ 
walt nicht die Rede, und das Amendement gebe dem Gemeinderath dieſelbe 
Befugniß. — Das AUmendement wird gene migt. . | 

$ 72 handelt von der Ernennung des Gemeinde⸗Vorſteherz. Die Regie: 
rungs⸗Vorlage will, daß derſelbe vom Landrathe und den 1 des 
Gemeinderaths ernannt werden ſoll und er ſich zur chriſtlichen Religion be⸗ 
vennen müſſe. Dies Letztere beantragt Heiſe zu ſtreichen, während v. Auers⸗ 
wald beantragt, daß der Gemeinde⸗Vorſteher durch den Gemeinderath aus 
der Zahl der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder auf 6 Jahre gewählt wer⸗ 
den ſoll. Die Wahl ſolle der Beſtätigung des Landraths bedürfen. 

Miniſter des Innern: Dieſer Punkt ſei der Hauptunterſchied zwi⸗ 
ſchen Stadt⸗ und Landgemeinden. Die Wahl würde eine Plage für dieſel⸗ 
ben ſein. Mit dem anderen Amendement ſei er einverſtanden. EN 

Wagener ergeht fich in einem längeren Vortrage über den chriftlichen 
Staat und gegen das Amendement, Graf Schwerin tritt ihm entgegen, 
indem er die tolerante Einwilligung des Miniſters des Innern rühmt. 

v. Auerswald und Heiſe vertheidigen ihre Amendements. Der Mi⸗ 
niſter des Innern ſpricht gegen das erſtere und für das letztere. Der 
Schluß wird angenommen. Ueber das Amendement v. Auerswald wird na⸗ 
mentliche Abſtimmung beſchloſſen. Es wird mit 175 gegen 109 Stimmen 
abgelehnt, das Amendement Heiſe dagegen angenommen. (Am Miniſter⸗ 
tifche waren die Herren v. Weſtphalen, v. d. Heydt und v. ii IL, 
fowie 2 Reg.⸗Kommiſſare.) Schluß der Sitzung 3% Uhr. Näcyfte Sitzung 
morgen 10 Uhr. 1 

— Die Eiſenbahn⸗Kommiſſion des Herrenhauſes hat ſich bereits 
mit dem ſechsten Bericht des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten über den Fortgang des Baues der Oſtbahn, der weftfälifchen und 
der ſaarbrücker Eiſenbahn, bis zum Schluſſe des Jahres 1833 befchäftigt 
und über die Verwendung der von den Häuſern des ae für dieſe Zwecke 
bewilligten Geldmittel ihre Anerkennung ausgeſprochen. Im Laufe der Er⸗ 
Örterungen wurde die Anſicht laut, daß bei dem Kredit, den jedes ſicher fun⸗ 
dirte Kapital an ſich ſchon gewährt, zumal in der Geſtalt des Staatsver⸗ 
mögens, es ferner wohl keine Schwierigkeiten haben dürfte, auch ohne Steuer⸗ 
zuſchüſſe für den Eifenbahn⸗Fonds die Geldmittel herbeizuſchaffen und vor⸗ 
zuſchießen, deren es bedarf, um in ausgedehnterer Weiſe, wie bisher, den Bau 
rentabler Eiſenbahnen durch Staatsmittel zu fördern. Der Hr. Regierungs- 
Kommiſſarius erwiderte auf dieſe Bemerkung: es laſſe ſich zur Zeit noch 
nicht überfehen, ob und zu welchem Zeitpunkte die Betriebs Ueberſchüſſe der 
Staats⸗Eiſenbahnen und die gegenwärtig noch anderweit vinkulirten Intrakte 
aus dem oberſchleſiſchen und dem köln⸗mindener Eſſenbahn⸗Unternehmen fo 
beträchtlich ſein werden, daß die jetzige, ſeit dem Jahre 1843 beſtehende, jähr⸗ 
liche Dotation des Eiſenbahn⸗Fonds vermindert werden könne. Die Mittel 
des Eiſenbahn⸗Fonds feien bis jetzt theils zur Betheiligung bei Privatbahnen, 
welche ſich als fehr vortheilhaft bewährt haben, theils zum Bau der Staats: 
bahnen verwendet. Es ſeien alſo damit rentabele Werthe geſchaffen, ſo daß 
ein eigentliches Opfer aus der Staatekaſſe nicht . ſei, indem die 
geleiſteten Zinszuſchüſſe für einige Bahnen durch den reichen Gewinn aus 
anderen garantirten Eiſenbahnen vollſtändig wieder ausgeglichen würden. 


P. C. Die Vorlagen in Betreff der allgemeinen Landes ſynode. 

1. Unter den fünf Borlagen, welche mit Rückſicht auf die beabſichtigte 
Berufung einer allgemeinen andes⸗Synode jetzt den Vorberathungen und 
der Beurtheilung einſichtzvoller und erfahrener Männer unterliegen, iſt zu⸗ 
nächſt die Denkschrift hervorzuheben, welche die Berufung einer allgemeinen 
Landesſynode im Beſonderen behandelt. Des Königs Majeſtät hatten unter 
dem 12. November v. J. zu beſtimmen geruht, daß über die Frage, au 
welchem Wege und aus welchen Elementen eine allgemeine Landesſpnode zu 
bilden fein würde, zuvörderſt eine ſchriftliche Vorberathung einzuleiten ſei. 
Fuͤr dieſe wird in der Denkſchrift eine geſchichtliche Darftellung ale Kinlei⸗ 
tung und Grundlage gegeben. Dieſelbe beginnt mit dem Jahre 1816, in 
welchem ein königlicher Erlaß vom 10. November die Abſicht ankündigte, die 


Vorſchlaͤge der Kreis: und Provinzialſynoden zur Verbeſſerung des evangeli⸗ 
ſchen Kirchenweſens nach Ablauf von 5 Jahren von einer Generalſynode be⸗ 
rathen zu laſſen. Nichtsdeſtoweniger wurde eine Generalſynede nicht abge⸗ 
halten, während Kreis: und Provinzialſynoden ſtattfanden. Später tauchte 
wieder der Gedanke zur Berufung einer allgemeinen Landesſynode auf, und 
durch Miniſterialerlaß vom 7. Mai 1846 wurde auf Grund einer allerhöch⸗ 
ſten Ordre vom 20. März deſſelben Jahres eine ſolche einberufen, bei welcher 
die Theilnahme nichtgeiſtlicher Mitglieder nicht ausgeſchloſſen war. Zufolge 
des vorerwähnten Miniſterialerlaſſes ſollten an der Generalſynode ſich bes 
theiligen: 1) Von geiſtlichen Mitgliedern: 1) fämmtliche General⸗Superin⸗ 
tendenten, der Vice⸗General⸗Superintendent der Rheinprovinz und der ſtell⸗ 
vertretende General⸗Superintendent des Markgrafenthums Miederlauſig; der 
Viſchof Dr, Eylert, die vier Hof- und Domprediger und der Feldpropſt, letz⸗ 


lung. 


tere in Betracht ihrer amtlichen Stellung zu dem Miniſterium der geiſtlichen 


Angelegenheiten; ferner die ſechs Aſſeſſoren und die ſechs Scribae der letzten 
Provinzialſynoden in den öſtlichen Provinzen, die beiden Präfides und die 
beiden Aſſeſſoren der rheiniſchen und der weſtfäliſchen Provinzialſynode, end⸗ 
lich ſechs Profeſſoren der Theologie von den ſechs Bandeseliniverfitäten, die 
durch die theologifche Fakultät zu erwählen waren und D von weltlichen 
Mitgliedern: die acht Präſidenten der Provinzialkonſiſtorjen; ſechs evangeli⸗ 
ſche Profeſſoren des Rechts von den ſechs Landes⸗Univerſitäten, welche von 
den evangeliſchen Gliedern der juriſtiſchen Fakultäten in gleicher Weiſe, wie 
die Profeſſoren der Theologie von den theologifchen Fakultäten zu wählen 
waren, wobei beſondere Rückſicht auf die mit dem kanoniſchen Recht vor⸗ 
zugsweiſe vertrauten Lehrer genommen werden ſollte; endlich aus jeder der 
acht Provinzen der Monarchie noch drei Lajenmitglieder, deren Wahl in fol⸗ 
gender Weiſe zu veranlaſſen war. In jeder der ſechs öſtlichen Provinzen 
der Monarchie ſollten der Oberpräfident und der General⸗Superintendent 
gemeinſam achtzehn Perſonen bezeichnen, welche als e e und kirch⸗ 
lich geſinnte Männer bekannt, eines beſonderen Vertrauens als ſolche in der 
Provinz genöſſen. Dies Verzeichniß ſollte jedem Mitgliede der letzten Pro⸗ 
vinzialſynode mitgetheilt werden, um durch Stimmzettel diejenigen Mitglie⸗ 
der daraus zu waͤhlen, welche es für die 5 zur Theilnahme an der 
Generalſynode erachtete. Der Ober-Präfent mit de 

denten hatte nach den eingefandten Stimmzetteln diejenigen 3 Perfonen zu 
deſigniren, welche die relative Stimmenmehrheit für ſich hätten; nöthigen⸗ 
falls aber aus denjenigen, für welche hierbei etwa eine gleiche Stimmenzahl 
ſich ergeben ſollte, die zu wählen, welche ihnen ſelbſt als die geeignetſten er⸗ 
ſchienen. In den beiden weſtlichen Provinzen waren die Männer des öffent⸗ 
lichen Vertrauens ſchon in denjenigen Gemeindeälteften gefunden, welche in 
Folge der auf fie gefallenen Wahl an der letzten Provinzialſynode Theil ges 
nommen hatten. Es ſollte daher das Moderamen jeder der beiden Provin⸗ 
zialſynoden aus dieſen Männern drei e zur Generalſynode berufen, 
welche nach ſeinem Ermeſſen dazu vollkommen geeignet waren. — Die Ge⸗ 


neralſynode beſtand hiernach aus 75 Mitgliedern, und zwar möglichſt zu 


gleichen Theilen aus geiſtlichen und weltlichen. f 

Die berufene Le Rn ſich namentlich auch mit der Ver⸗ 
faſſung der Kirche und fps ell der Synoden. Das Gutachten ihrer Ver⸗ 
faſſungskommiſſion, an welches ſich die ngen anknüpften, hatte zum 
Ziel feiner Vo chlaͤge: die Herſtellung einer Telbfändigen ebens form der 
Kirche, materiell: durch Anerkennung des Grundſatzes, daß Gottes Wort und 
evangeliſches Bekenntniß das unterſte . wurd aller Verfaſſung bilden 
formell: durch Beſtellung eines Ober⸗Konſiſtoriums als höchfter bean! 
tungs⸗Inſtanz, durch Verpflichtung der Mitglieder der Konfiftorien auf die 
Normen der Kirche, endlich durch Einführung von Synoden auf dem Grunde 
presbyterialiſcher Einrichtungen in den Gemeinden. Die Synoden ſollten 
nach dem Gutachten dieſes gemein haben, daß ſie aus geiſtlichen und welt⸗ 
lichen Mitgliedern gebildet werden. Ihre Stellung aber ſollte je nach den 
verſchiedenen Kreiſen, in denen ſie ſich bewegen, verſchieden bemeſſen ſein. 
Während nämlich die Kreisſynoden das Recht der Mitaufſicht und des An⸗ 
trages haben, und nur in Beziehung auf die Disziplin in geringem Umfange 
ſelbſtſtändig wirkſam werden follen, war für die Provinzialfynoden das 15 
der Beſchlußfaſſung über kirchliche Angelegenheitn vorbehaltlich der Geneh⸗ 
migung Sr. Majeftät des Königs und (neben einigen Verwaltungsattribu⸗ 
ten) das Recht der Zuſtimmung zur Aenderung der Einrichtungen, welche die 
n und rechtlich anerkannte Grundverfaffung der beſtimmten 
Provinz in Lehre, Kultus oder organiſchen Inſtitutionen ausmachen, in An⸗ 
ſpruch genommen. Desgleichen waren Abänderungen in den Fundamenten 
der Landeskirche in Betreff der Lehre, Liturgie und Verfaſſung an die Zu⸗ 
ſtimmung der Landesſynode gebunden. Die letztere ſollte aus den Konſiſto⸗ 
rial⸗Präſidenten, den General⸗Superintendenten und dem Feldpropſt, den 
vier Hofpredigern, drei geiſtlichen und drei weltlichen Mitgliedern aus jeder 
Provinz nach Auswahl der Provinzialſynode und aus einem theologiſchen 
und einem juriſtiſchen Profeſſor von ſämmtlichen Landes⸗Univerſitäten be⸗ 
ſtehen, und ihre Berufung war für beſondere Veranlaſſungen dem königlichen 
Ermeſſen, der Antrag darauf den wee vorbehalten. Dieſe 
Vorſchlaͤge wurden von der Synode, fo viel die Stellung der Landesſynode 
anlangt, genehmigt, während in Betreff der Zeit der Berufung eine Wieder⸗ 
kehr in je neun Jahren beliebt wurde. . N 

Charlottenburg, 9. April. Des Königs Majeſtät em⸗ 
pfingen geſtern Vormittags die gewöhnlichen Vorträge und beehrten 
demnächſt mit Ihrer Majeſtät der Königin die Ausſtellung des 


Frauen⸗Groſchen⸗Vereins in der Wohnung des Präſidenten Grafen von 


Eulenburg mit Allerhoͤchſtihrer Gegenwart und machten daſelbſt meh: 
rere Einkäufe. (St.⸗Anz.) 


Frankreich. 

Paris, 8. April. Der Kongreß hielt heute ſeine 21. Sitzung. 
Dieſelbe begann erſt um 23 Uhr, da einige der Bevollmächtigten der 
Revue anwohnten, die der Kaiſer heute nach 12 Uhr über die zweite 
(nur aus Krim⸗Truppen beſtehende) Divifion der Oſt⸗Armee im Tulle⸗ 
rienhofe, ungeachtet eines ſehr heftigen Regens, abhielt. — Nach der 
„Patrie“ werden die Höfe von Paris und Wien ihre gegenfeitigen 
Repräſentanten zu Botſchaftern ernennen. — Lord Cowley wird nach 


Beendigung der Friedens-Unterhandlungen von Paris abberufen und x 


auf feinen Geſandtſchaftspoſten durch Lord Granville erſetzt werden. — 


Das „Siecle“ beſpricht heute die Stellung Schwedens zum Vertrage 


vom 30. März. Es bezieht ſich auf einen Ausſpruch Brunnows, der 
geſagt haben ſoll: „Maintenant que nous nous sommes occup& de 
nous, nous allons nous occuper des autres.“ — Die franzöfifhen 
Blätter haben Befehl erhalten, „nicht mehr von dem Kampfe der weſt⸗ 
lichen Givilifation gegen die nordiſche Barbarei zu sprechen.“ — Man 
glaubt, daß am Sonnabend wahrſcheinlich die lezte Sitzung des 
Kongreſſes ſtattfinden werde. Wenigſtens find die Arbeiten ganz 
ihrem Ende nahe, und da Sonnabend Abends in den Tuilerien eine 


fl große Gala für die Bevollmächtigten Mattfinden foll, ſo ſieht man 


darin ein Abſchiedsfeſt. — Hier Einiges über die jüngſten Verhand⸗ 
lungen. Daß man vorzüglich über die. Donau⸗Fürſtenthümer 
diskutirt hat, iM allgemein bekannt. Die Organiſation derſelben be⸗ 
treffend bleibt es bei der Beſtimmung, 


daß die Vereinigung der Mol- 
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Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
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dau mit der Wallachei ausgeſprochen werden ſoll, falls die zu erwäh⸗ 
lende Kommiſſion dafür ftimmt. Dieſe wird nicht, wie das „Journal 
des Debats“ meint, aus Mitgliedern des Kongreſſes, ſondern aus 
diplomatiſchen Agenten zweiten Ranges zuſammengeſetzt werden. 
Die Räumung von Seiten der Oeſterreicher iſt feſtgeſetzt, indem man 
denſelben auf's entſchiedenſte bedeutet hat, daß vierzig Tage nach 
erfolgter Ratifikation des Friedens kein Oeſterreicher mehr in den Do: 
naufürſtenthümern ſich befinden darf. Die Weſtmächte haben erklärt, 
daß fie aus der Räumung zu ſeiner Zeit einen Kriegsfall machen! 
Wie ich mit Beſtimmtheit zu wiſſen glaube, hat man auch ſonſt noch 
Kombinationen auf's Tapet gebracht und bei Oeſterreich angefragt, ob 
es die Donaufürſtenthümer nicht zum Tauſche für die Lombardei an⸗ 
nehmen wolle, was vom Grafen Buol entſchieden verweigert wurde. 
Die Räumung der Legationen und die Reformen, die man daran 
knüpft, ſollen heute ausführlich zur Sprache kommen, aber es iſt we- 
nig Hoffnung auf Erfolg vorhanden. Die Weſtmächte treten in dieſer 
Frage nicht ſo energiſch auf, wie bei der Räumung der Donaufürſten⸗ 
thümer, und Oeſterreich weiß dies wohl. Zudem wurde dieſe Frage 
neuerdings für's Ende aufgeſpart, und es iſt an eine Erledigung im 
Sinne der ſardiniſchen Note kaum zu denken. Mein Gewährsmann 
ſchließt aus der Haltung der Weſtmächte, daß geheime Engogements 
mit Oeſterreich vorhanden fein müſſen, welche jenen die Hände binden, 
ſonſt würde man bei dem unverkennbaren Wunſche des Kaiſers, etwas 
für Italien zu thun, Oeſterreich eine andere Sprache hören laſſen. 
Der Kongreß wird noch Zeit genug finden, der neapolitanischen Regie⸗ 
rung ſeinen Wunſch einer baldigen Amneſtie auszuſprechen. Dieſe 
ohnmächtigen Verſuche charakteriſiren den Frieden, der eben geſchloſſen 
wird. (K. 3.) 
Großbritannien. 

London, 8. April. [Die Denkſchrift des Grafen Cavour.] Die 
„Times“ ſetzt heute ihre Betrchtungen über Italien fort und knüpft 
dieſelben diesmal an die mehrerwähnte Henkſcheift des Grafen Cavour, 
deren Haupt⸗Inhalt ſie mittheilt. „Mit großer Freude,“ ſagt ſie, „haben 
wir vernommen, daß die ſardiniſchen Bevollmächtigten die Lage Italiens 
förmlich auf den pariſer Konferenzen zur Sprache gebracht haben. Auf den 
angeblichen Ausruf des Kaiſers der Franzoſen! „„Was läßt ſich für 
Italien thun?““ hat Graf Cavour mit einer Denkſchrift geantwortet, 
welche ſowohl die Haupt⸗Uebelſtände Italiens im Allgemeinen, wie die der 
einzelnen italieniſchen Staaten aufzählt. Die ſardiniſchen Denkſchriften nen⸗ 
nen in der That die Dinge beim rechten Namen, und wenn die Verbündeten 
— die darin enthaltenen Forderungen eingehen, ſo wird jedenfalls ein neuer 
Zeitabſchnitt der italieniſchen Geſchichte beginnen. Von dem Satze aus⸗ 
gehend, daß in Europa auf lange Zeit ein Kampf zwiſchen dem liberalen 
und dem abſolutiſtiſchen Prinzip ſtattfinden wird, läßt Sardinien es ſich 
angelegen ſein, ſich und die ihm verbrüderten Staaten auf Seiten der von 
Frankreich und England vertretenen Freiheit zu ſtellen. Oeſterreich wird 
von Sardinien als ein nur vorübergehender und zufälliger Gegner des Zaren 
betrachtet. Der Kaiſer ſo vieler verſchiedenartigen Provinzen und Nationali⸗ 
täten, meint die Denkſchrift, könne nur vermöge der vollen Anwendung des 
autokratiſchen Prinzips regieren. Die Sardiner glauben deshalb, daß die 
Weſtmächte wohl daran tbun werden, wenn ſie nationale Unabhängig⸗ 
keit und politiſche Freiheit in Italien in dem Grade herzuſtellen ſuchen, 
daß die verſchiedenen Staaten ein gewiſſes Band der Einigung erhalten und 

in Zukunft auf dieſelbe Seite ſtellen, auf welche Sardinien ſich in dem 


eben beendigten Kriege geſtellt hat. Die Punkte, Auf welche die Aufmerk⸗⸗ 


ſamkeit der Konferenzen gelenkt wird, beziehen ſich auf jeden Theil Ita⸗ 
liens; der Haupt⸗Nachdruck jedoch wird auf die traurigen Zuſtände des 
Kirchenſtaates gelegt. Ein Proteſtanten⸗Conventikel in Edinburgh oder 
Belfaſt könnte ſich nicht ſtärker über die Regierung Pius IX. e 
als die diplomatiſchen Vertreter eines katholiſchen und italieniſchen Staates 
dies feierlich im Angeſichte von Europa gethan haben. Es wird hervorge⸗ 
hoben, daß die weltliche Herrſchaft der Geiſtlichkeit ein Uebel ſei, welches die 
menſchliche Natur nicht länger ertragen könne. Dann folgt die praktiſche 
Seite der Frage. Die Verbündeten werden eingeladen, eine Neugeſtaltung 
der römiſchen Regierung in Erwägung zu ziehen. Sardinien will durchaus 
nichts davon wiſſen, daß der Papſt weltliche Macht in Händen haben müſſe, 
um ſeine geiſtige Machtvollkommenheit gehörig ausüben zu können. Es glaubt 
vielmehr, daß es weiſe ſein würde, ſeine Thätigkeit auf geiſtliche Angelegen⸗ 
heiten zu beſchränken, oder, wenn man nun einmal ſeine Rechte als welt⸗ 
licher Herrſcher für unveräußerlich halte, von ihm zu verlangen, daß er einen 
ſcharfen Unterſchied zwiſchen ſeinen Pflichten als Haupt der Kirche und ſei⸗ 
nen Pflichten als italieniſcher Herrſcher mache und daß, während Kardinäle 
und Biſchöfe die kirchlichen Würden bekleiden, alles das, was die Verhaͤlt⸗ 
niſſe ſeiner Unterthanen betrifft, unter dem Schutze neuer u, heilſamer Geſetze in die 
Hände verantwortlicher, aus der Laienſchaft gewählter Miniſter gelegt werde. 
Während franz. Truppen Rom inne haben, gebietet in den Legationen ein 
öſterr General. Dieſer Theil des päpſtl. Gebietes gehörte ehedem zum Kö⸗ 
nigreiche Italien und kehrte nach dem Sturze Napoleons nur mit Wider⸗ 
ſtreben zu dem alten Syſteme zurück. Da die Bewohner heftige Gegner der 
päpſtlichen Herrſchaft ſind, welche ſie zu jahrelanger fremder Okkupation 
verdammt hat, ſo ſchlägt Sardinien vor, dieſen Landſtrich ſofort vom Kir⸗ 
8 nftaate zu trennen und entweder unter die Regierung eines erblichen Hau⸗ 
es oder eines nominell vom Papſte abhängigen Vice⸗Königs zu ſtellen, der 
edoch unter Bedingungen, welche die Sanktion der Verbündeten erhielten, 
zu ernennen fein würde. Eine öſterreichiſche Okkupation würde ſtreng zu un⸗ 
rſagen, der Code Napoleon mit den etwa nöthigen Modifikationen einzu⸗ 
führen und die klerikale Regierung vollſtändig abzuſchaffen ſein. Dieſe Maß⸗ 
regeln betrachtet Sardinien als höchſt wichtig und als nöthig für den Frie⸗ 
den Italiens. In Bezug auf Neapel nehmen die ſardiniſchen Bevollmäch⸗ 
tigten kein Blatt vor den Mund, rathen indeß aber zum Einſchreiten 
der Verbündeten, ſo wie zur Herſtellung von Bürgſchaften für eine 
ute Verwaltung. Poerio wird namentlich angeführt und als Opfer einer 
He ierung geſchildert, die alles Edle und Geſunde in Italien zu vernichten 
uche. Da, wo Sardinien auf die unmittelbare öſterreichſche Herr⸗ 
haft zu ſprechen kommt, muß es natürlich mit Vorſicht verfahren. Die 
evollmächtigten ſagen, daß die Umſtände ihnen nicht geſtatten, die Tren⸗ 
nung der Lombardei und Venedigs von der öſterreichiſchen Monarchie 2 
discutiren. Ein jeder Wechſel in dieſer Richtung müſſe aus den Eventuali⸗ 
täten der Zukunft entſpringen. Sie behaupten jedoch, daß dieſe Provinzen 
einen Theil Italiens bilden und mit ihrem eigenen Lande, ſo wie mit der übrigen 
Halbinſel untrennbar verbunden find, Sie beklagen ſich über die ſtattgehab⸗ 
ten politiſchen Aechtungen und über den unbefriedigenden Charakter der ſo ge⸗ 
nannten Amneſtie. Die zwiſchen der Lombardei und Piemont gezogenen 
Schranken werden erwähnt. Hohe Zölle, heißt es, feien auf piemonteſiſche 
Erzeugniſſe gelegt, der öſterreichiſche Unterthan erhalte nur mit Schwierigkeit 
einen Paß nach Sardinien, und der Sardinier ſei unnöthigen Paßſcherereien 
unterworfen, wenn er die Grenze überſchreite. Die in den öſterreichiſch⸗ita⸗ 
lieniſchen Staaten herrſchende Unzufriedenheit wird erwähnt und als die 
Wirkung des von der Regierung ausgeübten Drucks bezeichnet. Für alle 
dieſe Uebel verlangt Sardinien Abhilfe. Eine Art von Anerkennung der 
nationalen Einheit Italiens betrachten die turiner Staatsmänner als 
den erſten Schritt zur Sicherung des Wohlſtandes und Friedens. Ein Zoll⸗ 
verein, meinen ſie, würde die Hilfsmittel des Landes entfalten und den ſo 
n. thigen Verkehr erleichtern. aterielle Verbeſſerungen würden der Beſei⸗ 
tigung — politiſchen Druckes folgen. Die ganze Lage Italiens wird der 
porge der ergemwärti in Paris verfammelten Bevollmächtigten empfohlen, 
bebe, ic * 1 en Bd der wiener Kongreß kein Bedenken getragen 
1 nge 1 1 1 855 
erledi 1 vie mit him gelegenheiten jeder Nation zu miſchen und Fragen zu 
Die „Times“ knüpft an dieſe Analyſe des ſardiniſchen Aktenſtückes folgende 
Bemerkung , bo, l uns über den Muth, mit welchem ein kleiner 
Staat es ge 5 1 55 1 ts Europas Gerechtigkeit zu heiſchen, wundern 
und freuen. Ein ſtelnt Momatie beinahe noch nicht dageweſene Geſin⸗ 
nung und Sprache temänſe erinderungen zu deuten, welche vielleicht 
das Staunen der Staatsmänner aus der alten Schule erregen werden.“ 


Spanien 


Aufſtand in Valencia.) Eine telegraphiſche Depeſche meldet, 
daß — 6. d. Mts. eine Inſurrection in Bale en iſt. 
Diefe Inſurrection, die ſofort unterdrückt wurde, hatte als Vorwand 
oder Grund das neue Geſetz über die Conſcription. Der Belagerungs⸗ 
ziuſtand wurde in der ganzen Provinz erklart, und die Ruheſtörer wer: 


Redakteur und Verleger: C. Zäſchmar in Breslau. 
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damals beendigten Kriege nur wenig zu thun hatten.“ d 
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den von den Kriegsgerichten gerichtet werden. Nach obiger Depeſche 
waren in Madrid keine Berichte von Ruheſtöͤrungen an anderen Orten 
eingelaufen. In Madrid war Alles ruhig. Es waren jedoch überall 
große Vorſichts⸗Maßregeln getroffen worden. 


; merik a. a 

Newyork, 25 März. Im Senate zu Waſhington hat Clayton eine 
Rede über die central⸗amerikaniſchen Angelegenheiten gehalten. Er 
bemerkte, ſich auf die Ausſagen des Herrn Vanderbilt, Präſidenten der Tran⸗ 
ſit⸗Company, ſtützend, es ſei von Seiten jener Geſellſchaft durchaus nichts 
gaben was irgendwie als eine Begünſtigung der Walker ſchen Invaſfon 
ausgelegt werden könne. Das Vermögen der Geſellſchaft, auf welches Wal⸗ 
ker feine Hand gelegt habe betrage beinahe 1 Million Dollars. Vanderbilt 
habe den Staatsſekretär Marcy brieflich um das Einſchreiten der amerikani⸗ 
ſchen Regierung erſucht. Daß die Geſellſchaft dem Staate Nicaragua noch 
Geld ſchulde, werde von Vanderbilt in Abrede geſtellt, der auch von einer 
Ueberweiſung an ein Schiedsgericht nichts wiſſen wolle, da die Klagen, 
melche Walker gegen die Franſit⸗Company erhoben habe, durchaus 
rundlos ſeien. Was den Zwiſt mit England betreffe, ſo ſeien drei Vor⸗ 
ſclage zu ſeiner Schlichtung gemacht worden, die er ſämmtlich verwerfen 
müſſe. Von einem ſchiedsrichterlichen Spruche könne nicht die Rede fein, 


da jeder unparteiiſche Schiedsrichter einfehen. müffe, daß das Recht auf Sei⸗ N 


ten Amerikas ſei. Zudem fei die Straße über die Landenge den Amerika 
nern nothwendig, keineswegs aber den Engländern. Eine Aufhebung des 
Clayton⸗Bulwer⸗Vertrages würde Großbritannien die Ausſicht auf Gebiets⸗ 
Erwerbungen eröffnen an Stellen, wo dies den Amerikanern ſehr unangenehm 
ſein könnte. Was endlich den dritten Ausweg angehe, den nämlich, England 
ur Räumung von Central⸗Amerika aufzufordern, fo erſcheine ein ſolcher 
Vorschlag in dem gegenwärtigen Augenblicke nicht als angemeſſen. Er halte 
es für das Gerathenſte, die Unterhandlungen fortzuſetzen, mit der Hoffnung, 
England durch die amerikaniſchen Argumente endlich doch zur rechten Er⸗ 
kenntniß zu bringen. Mittlerweile muͤſſe Amerika ſich zu feiner Vertheidi⸗ 
gung rüſten, ſeine Geſtade ſchützen, Befeſtigungen errichten und ſeine Flotte 
verſtärken, keineswegs jedoch in der Abſicht, Amerika in dieſer Hinſicht zur 
Nebenbuhlerin Englands zu machen. Eine fig Verſtärkung der amerika⸗ 
niſchen Wehrkraft erfordere einige Zeit; nöthig aber ſei ſie, möge es nun 
zum Kriege kommen oder nicht. Einen ſchlechteren Zeitpunkt, als den gegen⸗ 
wärtigen, ſich in einen Krieg mit England einzulaſſen, könnte man gar nicht 
wählen. England ſtehe von dem Scheitel bis zur Sohle gewappnet da. Es 
könne 40,000 Mann aus der Krim an die amerikaniſche Küſte werfen und 
gebiete über die größte Flotte, welche die Welt je erblickt habe, während 
Amerika in dieſer Hinſicht ſo gut wie wehrlos ſei. Wenn man jedoch in 
England fehe, daß Amerika entſchloſſen ſei, feine Rechte zu vertheidigen, fo 
werde das engliſche Volk die ae Regierung zwingen, ihre unhaltbare 
Stellung zu verlaſſen. Seit Veröffentlichung der Korreſpondenz zwiſchen 
Lord Clarendon und Herrn Buchanan habe die öffentliche Meinung in 
England einen bedeutengen Umſchwung erlitten, und mehr und mehr neige 
man ſich daſelbſt der Anſicht 1 daß die amerikaniſche Auslegung des Ver⸗ 
trages die richtige ſei. Nach Allem, was er über dieſen Punkt gehört habe, 
unterliege es für ihn keinem Zwufel, daß man von dem britiſchen Miniſte⸗ 
rium an das britiſche Volk appelliren müſſe, welches keinen ungerechten 
Krieg mit den Vereinigten Staaten wolle. Wenn es ſich aber um die Wahl 
zwiſchen einer ſchmachvollen Nachgiebigkeit und einem Kriege handle, fo 
müſſe man ſich für letzteren entſcheiden. Doch könne er nicht daran glauben, 
daß wirklich die Gefahr eines Krieges vorhanden fei. Wenn Senat und 
Repräſentantenhaus nur einmüthig uſammenhalten und den feften Entſchluß, 
die Rechte Amerikas zu Ne „dann werde man dieſe Rechte 
auch reſpektiren, und das engliſche Volk werde lieber jedes Miniſterium 
ſtürzen, als Krieg mit einer Nation, wie die amerikaniſche, anfangen. 


Proninzial- Zeitung. 

Breslau, 10. April. [Dem evangeliſchen Gefellenvereine), 
welcher ſich alle Montage Abends 8 Uhr unter der Fürſorge des Propſtes 
Krauſe in der Realſchule z. heil. Geiſt zu verſammen pflegt, gewährte der 
. und Inhaber des jetzt im „blauen Hirſch“ zur Schau aufgeſtell⸗ 
ten „aſtronomiſchen Apparats“ auf ein paar Stunden nach ſeiner 
großer Humanität den Einblick in deſſen Zuſammenſetzung und Getriebe, das 
ſchon mehr denn einmal in dieſen Blättern gerühmt worden iſt, lediglich 
um das Drittel des gewöhnlichen, ohnedies ſchon don 10 auf 7%, Sgr. her: 
abgeſetzten Eintrittspreiſes. Der Superintendent a. D. Nagel hatte im 
Intereſſe des Vereins nicht nur mit Hrn. Richter, der ſelber ein Handwerker 
Tiſchlermeiſter) aus Görlitz iſt, dort fein Gewerbe durch Gehilfen fortbe⸗ 
treibend, ein für handwerkeriſche Kräfte gelegene ſpäte Abendzeit, ausſchließ⸗ 
lich dem Vereine gewidmet, mit Liebe zur Sache verabredet, ſondern auch 
Abends vorher in einer zweiſtündigen Sitzung dem Vereine, in welchem, als 
einer Elite hieſiger Geſellen, eine überraſchende Fülle von Bildung zu Hauſe 
ift, einen möglichft zweckmäßig vorbereitenden Vortrag über die Wunder des 
Sternenhimmels, die den Wißbegierigen vorgeführt werden ſollten, bei ge⸗ 
drängt voller Verſammlung gehalten. Dazu trat eine die Schauſtellung ſel⸗ 
ber mit vollendeter Klarheit und Sicherheit begleitende Erläuterung des 
17jährigen Sohnes des Eigenthümers, auch eines jungen Handwerkers, deſſen 
rühmlicher Herrſchaft über Sache und Sprache der Vater neuerdings ſein 
Erkläreramt einem Theile nach überantwortet hat. Auch die Ehrenmit lie⸗ 
der, fo wie weibliche Angehörige der Genoſſenſchaft, hatten für 2½ Sgr. 
Zutritt. Den fämmtlichen Mitgliedern des „Gewerbe⸗-Vereins“ ſteht, wie be⸗ 
kannt, um denſelben billigen Preis der Eingang zu der fraglichen Schau⸗ 
ſtellung offen. Möchten ſich ähnliche Verbrüderungen für ähnliches Beſchauen 
entſchließen. In gleicher Weiſe ganzer Landgemeinden ſammt deren Jugend 
aus der Nachbarſchaft, denen beim riefenhafteu Forſchritte ſelbſt der niedern 
Stände zu höherer Bildung eine ſolche Anſchauung ebenſo nothwendig als 
willkommen ſein dürfte. Sollten ſie eines 55 oder Schullehrers 75 
behren, der ihnen vorher einen einleitenden ortrag zu leichterm Ver än 15 
der Sache darüber hielte; fo iſt zu einem ſolchen der erwähnte Sup. 0,0. #48 4 
Neue⸗Gaſſe Nr. 17, in feinem Eifer für Volksbildung ohne die a 55 K 
ringſten Koften ſehr gern erbötigg E. a. w. P. 

ert i : iſche Arzt 

Breslau, 10. April. [Perfonalien) Grant: der praktifche ' 
Wundarzt und Geburtshelfer Dr, Morgenbeffer aus Lauban ien 
ſikus des neuroder Kreiſes. — Verlängert: die dem Mechanien 15 Nele 
König zu Breslau, als Unter⸗Agenten des Hauptagenten 8 0 „ze 
mann in Minden, zur Beförderung von Auswanderern für die Schiffseigner 
Karl Pokrantz und Comp. in Bremen pro 1835 ertheilte Konzeſſion, auf das 
Jahr 1856, — Niedergelegt: von dem Kommiſſionair Franz Hoffmann in 
Glaz die von ihm zeither geführte Agentſchaft Veſtiagt. die Vor gegenſei⸗ 
tiger Hagelſchäden⸗Verſicherung zu Leipzig ed = 5555 dane okatjon für 
den Hilfslehrer in Herrmannsdorf, Karl Fe kation 0 N 116 iſchen Schul⸗ 
lehrer in Bettlern, Kreis Breslau. Die Voragom Int den isherigen Hilfs⸗ 


Nuri ius Birkner, zum evangeli 
lehrer in Jackſchenau, Johann Heinrich Julie er, igeliſchen 
Schullehrer ee Nees reslau. Die 0 für den bisherigen 
Hilfslehrer in Töppenderf, Friedrich More Fl 6 zum evangeliſchen 
Schullehrer in Görlitz, Kreis Oels. — Beför t zu Glo erichts⸗Aſſeſſor von 
Diemar zum Kreisrichter bei dem Greisgericht 50 1 Gert Die Appella⸗ 
tionsgerichts⸗Referendarien Zahn und u diene zu Gerichts⸗Aſſeſſoren. 
Der Bote und Exekutor Fiebig zum Gerihtödiener und Gefangenenwärter 
bei dem Kreisgerſcht zu Rothenburg. Der e Streit defini⸗ 
tiv zum Gerichtsboten und Exekutor bei dem dere it zu Rothenburg. — 
Uebertragen: dem Sergeanten Schillin 123 id 11 81 Verwaltung der 
Stelle des Gefangenen⸗Inſpektors bei dem 55 Ar Glogau. — Aus: 
geſchieden; die Appellations trichts⸗Auskultaten se . in Görlitz, 
behufs Uebertritts in das Departement des haz uggehertoftchts zu Fran: 
furt a, d. O., 2) v. Kardorf in Liegnitz, —ͤ— e b zur Verwal⸗ 
tung, 3) Brendel in Glogau, behufs Aer bn feuerpartie. — Pen: 
on rt. der Kreisgerichtsbote und Exekutor zu Guhrau vom 1. Juli 
J. ab. 


i e lefungen i it- 
„ Breslau, 10. April. [Sonntags⸗Vorleſungen im Mufi 
Saale der Univerfität. X11 In dem ae ſprach Herr 
Privat⸗Docent br. Neumann (im Gegenſatze Bi en 2 Herrn Dr. Aubert 
behandelten Sinneswahrnehmungen) — über elt ei täuſchungen. Die 
Eindrücke, welche unfere Sinne von der Außenwe de ff werden mit 
Hilfe der Verſtandsthätigkeit zu Wahrnehmungen, a auf gewiſſe 5275 
meine Geſetze zurückführen laſſen. Durch häu 0 er ng wird in den Sin⸗ 
neswahrnehmungen eine Gewandtheit (Virtuoſſe t) nat, welche die Ber: 
bindung zwiſchen den Sinneseindrücken und Bu Pr leicht vergeſſen 
macht. Die Sinne find aber von Täuſchungen N Pr 555 775 ſo wenig wie 
das Vorſtellungsvermögen ſich denſelben immer 65 i Der ann. Je größer 
die Selbſtſtändigkeit, mit welcher die Sinne oder der fend ihre Funktio⸗ 
nen ausüben, deſto leichter entſteht die Quelle 1 . Täuſchungen. 
Es giebt zuvörderſt vorübergehende Ueberraſchungen der Sinne auf Koſten 
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des Verſtandes und umgekehrt. Jene nennt man phyſiologiſche Täuſchungen. 
Sie können durch Experimente künſtlich hervorgerufen werden; Aan der 
Verſtand vermag fie zu berichtigen. Die Sprache iſt die 
eben ſo wie die Schrift eine Symbolik der vorhandenen Gegenſtände. Hier⸗ 
aus entſpringt nun eine ganze Reihe von Taͤuſchungen, inſofern nämlich das 
Wort oder Zeichen aufhört, der adäquate Ausdruck der Sache a ſein, d. h. 
ſobald die Vorſtellung mit den Sinneseindrücken nicht mehr übereinſtimmt. 
Der Verſtand kann alsdann die äußeren Wahrnehmungen 3 7 . 
pretiren und verfällt der Illuſion. In beſtimmten Krankheitözuſtänden zeigt 
ſich eine beſondere Neigung zu Illuſionen, wie in den Fe e doch 
kann der Menſch auch ohne Hitze phantaſiren. — Wenn im krankhaften 
Zustande ſich die Täuſchungen oft wiederholen und die Oberhand über den 
Geiſt gewinnen, fo daß alle Kritik über Wahrheit und Tauſchung ſchwindet, 
ſo treten ſogenannte Hallucinationen ein. Bei den Illuſtonen werden Sin: 
neseindrücke vorausgeſetzt, welche der Geiſt falſch interpretirt, während. fie 
bei den Hallucinationen nur vom Bewußtſein vorgeſpiegelt werden. Schließ⸗ 
lich ſagte der Redner im Namen der ſchleſiſchen Geſellſchaft für vaterland. 
Kultur den Theilnehmern an dem diesjährigen Vorleſungen⸗ Cyelus auftich⸗ 
tigen Dank, und wünſchte, daß ihre Erwartungen — keine Illuſionen gewe⸗ 
ſen ſein mögen. 


Breslau, 11. April. [Polizeiliches] In der Nacht vom 6, zum 
„M., gegen halb 1 Uhr, wurde ein im Gartenhauſe Gartenſtraße Nr. 31 
ſchlafender Arbeiter durch Klopfen an die Thür geweckt. Als derſelbe letztere 
öffnete, erhielt er plötzlich durch eine ihm unbekann e Mannsperſon einen fo 
ſtarken Schlag mit der Fauſt auf den Kopf, daß er für den Augenblick der 
Beſinnung beraubt wurde. Dieſen Moment benutzte der Unbekannte und ent⸗ 
wendete aus dem Gartenhauſe ein Deckbett, ließ daſſelbe aber ſpäter da auf 
den Hilferuf jenes Arbeiters ein in der Nähe mit Düngerfahren beſchäͤftig⸗ 
ter Kräuter herbeieilte, wieder fallen, ergriff die Flucht und entkam. 
(Gerichtliche Beruetheilungen.] on dem hieſigen königl. Stadt: 
Gericht, Abtheilung für Strafſachen, wurden verurtheilt: Eine Perſon wegen 
Verfaͤlſchung des Dienſtbuches, zu 2 Thlr. oder 2 Tagen Gefängniß. Zwei 
Perfonen wegen Bau⸗Kontravention jede zu 2 Thlr. oder 2 reſp. 1 Tag Ge⸗ 
fängniß. Zwei Perſ nen wegen Erregung ruheſtörenden Lärmes zu reſp. 
I Thlr. und 10 Sgr. oder 3 und 1 Tag Gefängnif. Fünf Perſonen, weil 
diefelben Hunde ohne den vorgeſchriebenen Maulkorb auf die Straße gelaf- 
fen, jede zu 1 Thlr. oder 1 Tag Gef 8 Sieben Perſonen wegen 
Bettelns, zu reſp. 1 und 3 Tagen Gefaͤngniß. (Pol.⸗Bl9 
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Amtliche Verordnungen und Bekanntmachungen. 

— Nach Inhalt einer Finanz⸗Miniſterial⸗Verfügung an die Bezirks⸗Re⸗ 
gierungen vom 2. April d. J. ift die allerhöchſte Verordnung vom 26, März 
vorigen Jahres 1 

betreffend die Vergütung der den Beamten bei Verſetzun⸗ 

gen erwachſenden Um zugskoſten + 
nicht allgemein maßgebend. — Eine allerhöchfte Kabinetsordre von demſel⸗ 
ben Tage enthält die ausdrückliche Beſtimmung, daß die für einzelne Ver⸗ 
waltungen beſtehenden, den bezeichneten Gegenſtand betreffenden Spezialver⸗ 
. bis zu deren, inmittelſt auch eingeleiteten und ihrem Abſchluſſe 
nahen Reviſion in Kraft bleiben ſollen. 

Zu ſolchen Spezialverordnungen gehört insbeſondere auch das Reglement 
über die den Steuerbeamten für n bei Verſetzungen zu gewah⸗ 
rende Vergütung vom 30. Dezember 1827. 


Berliner Börfe vom 10. April 1888. 


Fonds⸗Courſe. 4 93% Br. 
Freiw. St.⸗An“. 43100 % bez. 4 904 Br. 
St.⸗Anl. v. 1850 43/100 4 bez. 


Niederſchleſiſche Pr 
dito Prior. 
dito Pr. Ser. I U. 4 04 b 


dito 185243100 bez. dito Pr. Ser. 1. 4 93% Br. 
dito 185804 961, Br. dito Pr. Ser. IV. | 1102 Br. 
dito 1854144] 100 % bez. dito Zweigbahnſ 4 89 ½ bez. 
dito 1855/44 101 Br. Nordb. (Fr.⸗Wilh.) 4 bez. 


präm.⸗Anl. v. 188533 113 ½ bez. dito Prior 


St.⸗Schuld⸗ Sch. 3486 ½ bez. . 
Seehd !. ⸗Pr.⸗Sch. 865 b — BE 2 31170 — 
Preuß. Bank⸗xnth.[4 132 Br. bier A 3 4 93 
poſener Pfandbr. 4 100 Gl. dit Na 
N 3500 Gl. dite Prior. B. 4 1904 
Ruſſ. 6. Anl. Stgl. 5 05% Br. dito Prior. E.. A bez. 
olniſce 1. En 4 02 Br. Nbeislſcho 020»: 419,5 118 bez. 
Poln. Obl. 3500 Fl. 4 187% Gl. dito Prior. Stm. 4 119% & 119 bez. 
dito à800Ff.5 92½ Gl. dito Prior 4 — — — 
dito à 2005. —20%½ Gl. dito Prior 3182 / bez. 
Hamb. Print. . — 69 Br. Stargard⸗Pofener. 3496 ½ bez. 
. TT TEA 
dito Prior. 4 5 A 
Aktien-Courfe. Withetme-Bahn . 42388 2522275 


lachen⸗Maſtrichter 4 BR bez. 
dito Prior. 41 bez. | 
Berlin «oamburger)d 113 a 112% bez. 


4 189A. 519303. u. Gl. 
dito uu. Prior. . 4 |90% bez. 


vi i Em. 

to Nein u * Wechſel⸗Courſe. 

Berbach er 4 161 a 159 bez. Amſterdam k. S. 142% Gl. 

Zreslau⸗Freiburg. 4174 a 174% bez. dito 2M. 141% bez. 

eito neue. . 4 162 bez. Hamburg k. S. 152 ½ bez. 

döln⸗Mindener . 33174, bez. e 2M. 1 
dito Prior, . . 43100 bez. Lentoen 6 Kt. 22% Sg. b. 
dito . Em. . . 5 102% Br. Paris 2M. 0 % bez. 
dito Il. Em. . . 4 01% Gl. Wien 2M. 100 bez. 
dito Ill. EM.. 4 90% bez. Breslau 2M. — Tr 
dito IV. Em. . . 4 0 ½ bez. gelpzigg e..| 8 F. 99 % Gl. 

Nainz⸗Ludwigsh. 4 22 ie dad. Met 2M. 99 % Gl. 


Mecklenburger 


4 

Der Geſchäftsverkehr war heute ſehr beſchränkt und die Aktien⸗Courſe 
größtentheiig lgängſ ; nur cin alen neue Aktien waren zu beſſe⸗ 
ren Preiſen gefragt. Von Wechſeln ſtellten ſich kurz Amſterdam und Ham⸗ 
burg, Paris ſowie Augsburg höher, Petersburg aber niedeiger. 


loco 85pfd. feiner uckerm. pr. 


Stettin, 10. April. Weizen behauptet, 8 


9opfd. 96 Thlr. bez., 88:89pfd. von Magdeburg abzuladen franco hi 
u bez., 104 Thlr. Br., ‚Slpfd. gelber pomm. pr. Y0pfd, 82—83 Thlr., 
S0pfd. dto. pr. 90pfd. 80 Thlr. bez., ßer j. 88⸗Sopfd. gelber 103 Thlr. 
bez. Roggen, anfangs niedriger, 3 höher bez., loco Säpfd. pr. 82pfd. 69 
Thlr. bez., eine Anmeldung 63 Thlr. bez., S2pfd. pr. Frühj. 024 63 

bez. und G., pro Mai⸗Juni 62%, 63 Thlr. bez., pro 2 2 Thlr. 12 
pro Juni Juli 62 Thlr. Br., 61% hir. G., gg Jul . Gen 60 Thlr. 
bez. und Br., pro Sept.⸗Oktbr. 57 Thlr. Be. 30 Thlr⸗ G. erſte matter, 
loco 74⸗7öpfd. BAY Thlr. Br., feine dan. 79:80pfd. pro 7öpfd. 37 Thlr. 
bez, 74:75pfd. pro Frühl. große yomm, 53 Thlr. bez., dio, ohne Benennung 
52 Thlr. G. Hafer ftille, loco S2pfd. 5K Thlr. bez., ſächſiſcher pro 5Rpfd. 
35 Thlr. bez., pro 520 50:52pfd. 33 Thlr. G. Eroſen, Futter- 77 Thlr 
kleine Koch: 80—84 Thlr. Rüböl flau, pro April⸗Mai 17 Thlr. Br., 1 4 
„pro Sept.⸗Oktbr. 14 Thlr. bez., Br. u. G. Spiritus matt, loc» ohne 
Faß 15 % %, % Pt. bez, pro Frühj. 1346 pCt. ben pro Mai⸗Juni 13 
56 t. bez, pro Juni⸗ Juli 13%, pt bez., 13% pCt, Br, pro Bain aug 
13% pot. bez. u. G., 13% pt. Br., pro Aug.⸗Septbr. 13 pt. Br. 


Breslau, 11. April. [Produktenmarkt.] Blauer Getreidemarkt, 
eg En, e, ut va u 
gel an Waare. Weiße Saat ruhig, einiger 5 

Weizen, weißer beſter 130 — 140 Sgr., guter 110—115—120 Sgr., mittler 
und orb. 90 100-105 Sgr., gelber beſter 120—128—134 Sor. guter 105 
bis 115 Sgr., mittl. und ord. 80 —90—100 Ber SON 
nach Saale au Ln — = en Söpfd. &r Ä 
93 Sgr. . ar. . , 
65—7 & x. Rahlgerf bis 77 Sgr. 1 37—43 Sgr. — Erbſen 
105—115 Gi. — Winterraps 138—140 gr., 
rübſen 100—115—120 © 20 Ahle, = 


E. . f 
Kleeſaat: rothe hochfeine 19% ar. . feinmittle 18 bis 


. lr. chfeine weiße 
Saat 87 507 Se, feite 37238 Thle,, feinmittle 35 875 Ic, 


mittle 24 25 Thlr., ord. 20-23 Thlr. Thymothee 54-6 Thlr. pr. Str, 
nach Qualität. 5 


Dru von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Vermittlerin „ und 


